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5. die Entscheidung den Grundprinzipien der Staats- und 
Rechtsordnung der Deutschen Demokratischen Republik 
widerspricht oder ihre Souveränität, Sicherheit oder ande­
ren wesentlichen Interessen beeinträchtigen könnte.

(3) Ist über den Anspruch zwischen denselben Prozeßpar­
teien ein Rechtsstreit vor den Gerichten der Deutschen Demo­
kratischen Republik anhängig, kann über die Anerkennung 
erst nach Beendigung dieses Rechtsstreits entschieden werden.

§ 194

Anerkennung von Entscheidungen in Ehesachen

(1) Ist durch das zuständige Organ eines anderen Staates 
eine Ehe geschieden, für nichtig erklärt oder sonst getrennt 
oder das Bestehen oder Nichtbestehen einer Ehe festgestellt 
worden, bedarf es zur Wirksamkeit dieser Entscheidung in 
der Deutschen Demokratischen Republik ihrer Anerkennung 
durch den Minister der Justiz.

(2) Auf das Erfordernis der Gegenseitigkeit kann in diesen 
Fällen verzichtet werden.

(3) Einer Anerkennung bedarf es nicht, wenn beide Ehe­
gatten bei Erlaß der Entscheidung Bürger des Staates waren, 
dessen Organe die Entscheidung getroffen haben.

(4) Die vom Minister der Justiz ausgesprochene Anerken­
nung ist allgemein bindend.

Vollstreckbarkeitserklärung

§ 195

(1) Eine Vollstreckung aus gerichtlichen Entscheidungen an­
derer Staaten in Zivil-, Familien- und Arbeitsrechtssachen 
findet statt, wenn sie für vollstreckbar erklärt worden sind.

(2) Die Vollstreckbarkeitserklärung erfolgt auf Antrag des 
Gläubigers.

(3) Für die Entscheidung über den Antrag ist das Bezirks­
gericht zuständig, in dessen Bereich der Schuldner seinen 
Wohnsitz, Aufenthalt oder Sitz hat. Fehlt es daran, ist das 
Bezirksgericht zuständig, in dessen Bereich der Schuldner 
Vermögen hat.

(4) Für die Vollstreckbarkeitserklärung von Entscheidungen, 
die auf Grund von völkerrechtlichen Verträgen in der Deut­
schen Demokratischen Republik anzuerkennen und zu voll- 
streeken sind, ist das Kreisgericht zuständig.

§ 196

(1) Dem Antrag auf Vollstreckbarkeitserklärung ist eine ge­
richtliche Ausfertigung der zu vollstreckenden Entscheidung 
und deren beglaubigte Übersetzung in die deutsche Sprache 
beizufügen. Die Ausfertigung muß einen Vermerk enthalten, 
daß die Entscheidung mit keinem ordentlichen Rechtsmittel 
mehr anfechtbar ist

(2) Im Verfahren über den Antrag ist nur zu prüfen, ob die 
Voraussetzungen des § 193 erfüllt sind. 3

(3) Von einer mündlichen Verhandlung kann abgesehen 
werden, wenn weder der Gläubiger noch der Schuldner eine 
solche beantragen. Dem Schuldner ist der Antrag mit der 
Aufforderung zuzustellen, sich zu äußern. Gleichzeitig ist er 
darauf hinzuweisen, daß von einer mündlichen Verhandlung 
abgesehen werden kann, wenn er diese nicht ausdrücklich 
verlangt.

(4) Die Entscheidung über den Antrag erfolgt durch Be­
schluß.

§ 197

Kostenentscheidungen und Kostenfestsetzungsbeschlüsse, 
die auf Grund einer nach § 193 anzuerkennenden Entschei­
dung ergangen sind, können für vollstreckbar erklärt werden, 
auch wenn sie außerhalb der Entscheidung ergangen sind. 
Für das Verfahren über den Antrag auf Vollstreckbarkeits­
erklärung gelten die §§ 195 und 196.

§ 198

(1) In anderen Staaten ergangene Schiedssprüche und im 
Zusammenhang mit ihnen ergangene Kostenentscheidungen 
und Kostenfestsetzungen, die in dem anderen Staat verbind­
lich und vollstreckbar geworden sind, stehen von Gerichten 
anderer Staaten erlassenen Entscheidungen bezüglich der An­
erkennung und Vollstreckbarkeit gleich.

(2) Die Bestimmungen über die Vollstreckbarkeitserklärung 
inländischer Schiedssprüche sind entsprechend anzuwenden. 
An die Stelle der Aufhebung des Schiedsspruchs tritt die Fest­
stellung, daß die Vollstreckung in der Deutschen Demokrati­
schen Republik versagt wird.
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Übergangsbestimmungen

§ 199 

Grundsatz

Die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes noch nicht abschlie­
ßend entschiedenen Verfahren sind nach den Bestimmungen 
dieses Gesetzes fortzuführen, soweit nicht nachstehend etwas 
anderes bestimmt ist.

Anfechtung von Entscheidungen

§ 200

(1) Sind Entscheidungen vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
erlassen, aber nach den bisherigen Rechtsvorschriften noch 
nicht rechtskräftig, tritt die Rechtskraft erst nach Ablauf der 
Rechtsmittelfrist ein, die zur Zeit des Erlasses der Entschei­
dung galt Das Rechtsmittelverfahren ist nach den Bestim­
mungen dieses Gesetzes durchzuführen.

(2) Ein vor Inkrafttreten dieses Gesetzes erlassenes Ver­
säumnisurteil, gegen das der Einspruch zulässig war, wird 
gegenstandslos, wenn innerhalb einer Woche nach Zustellung 
dieses Urteils Einspruch eingelegt wird. Das Verfahren ist 
dann nach den Bestimmungen dieses Gesetzes fortzusetzen.

§ 201

(1) Wird gegen einen Arrest oder eine einstweilige Verfü­
gung ein nach dem bisher geltenden Recht zulässiger Wider­
spruch oder eine Berufung eingelegt, ist das Verfahren als 
Beschwerdeverfahren weiterzuführen.

(2) Wird gegen einen Entmündigungsbeschluß, der vor In­
krafttreten dieses Gesetzes erlassen wurde, eine nach dem 
bisherigen Recht zulässige Anfechtungsklage erhoben, ist das 
Verfahren als Berufungsverfahren weiterzuführen.


